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Oswald von Nell-Breuning war kein Freund der großen Begriffe. So lehnte er Zeit 

seines Lebens den Begriff der sozialen Marktwirtschaft ab. Er hatte für ihn analytisch 

keinen Wert; er beschreibt nichts, sondern verdeckt die wirklichen Interessenlagen. 

Soziale Marktwirtschaft war für ihn ein Zauberwort. Stattdessen bevorzugte er den 

Begriff des sozial gebändigten Kapitalismus, da er die Machtverhältnisse nicht 

verschleiert und die Härte und die Verteilungskämpfe des Wirtschaftsgeschehens im 

Bewusstsein hält. 

In Laborem Exercens würdigt die römische Sozialverkündigung explizit den Beitrag 

der europäischen Gewerkschaftsbewegung für den sozialen Frieden in den 

europäischen Gesellschaften und fordert daraufhin, die Teilhabe- und 

Mitbestimmungsrechte systematisch auszubauen. 

Von einer solchen Tradition her soll hier auch der Begriff der Flexicurity im Folgenden 

kritisch beleuchtet werden. 

 

1. Ein gemeinsames europäisches Sozialmodell entlan g des 
Leitfadens Flexicurity? 
  

Die europäische Wirtschafts- und Sozialpolitik ist geprägt von einer fundamentalen 

Ungleichzeitigkeit. Während der gemeinsame Binnenmarkt zuletzt im Rahmen der 

Dienstleistungsrichtlinie vorangetrieben wurde, was den Unternehmen und 

Finanzinstituten zusätzliche Investitions- und Absatzmöglichkeiten eröffnete, verbleibt 

die Sozialpolitik im nationalstaatlichen Rahmen. Dies schwächt die 

Arbeitnehmerseite und die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften; denn die 

Schranken, die gegen die Vermarktung menschlicher Arbeitskraft errichtet wurden, 

wie etwa das Arbeitsrecht, enden an den nationalstaatlichen Grenzen. So bleibt als 

letzte Auffanglinie oft nur die Einführung eines Mindestlohnes. 

Aufgrund dieser Ungleichzeitigkeit, die mehr und mehr die Asymmetrie auf den 

Arbeitsmärkten verstärkte, wurden die Rufe innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten laut 

nach einem gemeinsamen europäischen Sozialmodell. 

Darauf antwortete die EU-Kommission, als sie erstmals 2006 im Rahmen eines 

Grünbuches eine Vorlage zur Reform der Arbeitsmärkte innerhalb der EU  

präsentierte, deren Ziel es war, ein neues Gleichgewicht zwischen Flexibilität und 

sozialer Sicherheit zu schaffen. Diese doppelte Stoßrichtung wurde in dem Kunstwort 

„Flexicurity“ zusammengefasst. Es sollte der im Einschlafen begriffenen 
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Lissabonstrategie zu neuem Schwung verhelfen. Die Vorlage umfasste vier 

Komponenten: 

1. Flexible und sichere vertragliche Vereinbarungen, die sowohl die 

Erwerbsbeteiligung erhöhen als auch der Segmentierung des Arbeitsmarktes 

entgegenwirken sollten. 

2. Umfassende Strategien lebenslangen Lernens, welche die 

Beschäftigungsfähigkeit der ArbeitnehmerInnen fördern sollen. Dies soll ihre 

Anpassung an den globalisierungsbedingten, sozialen Wandel erleichtern. 

3. Wirksame, aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die helfen sollen bei der 

Arbeitssuche und so die Arbeitslosigkeit verkürzen. 

4. Moderne Systeme der sozialen Sicherheit, die in Zeiten der Arbeitslosigkeit 

existenzsicherende Einkommenshilfen bereitstellen und zugleich Anreize 

bieten, schnell wieder in Arbeit zu kommen. 

Diese vier Komponenten bilden den Bezugsrahmen für ein neues europäisches 

Sozialmodell, welche nach und nach in den einzelnen Mitgliedsstaaten umgesetzt 

werden. Nach der Methode der offenen Koordination sollen die 

Mitgliedsstaatenselbst die arbeits- und sozialpolitischen Instrumente entwickeln, die 

für ihre spezifische Situation und institutionellen Rahmenbedingungen geeignet sind. 

Zwar sind die Mitgliedsstaaten noch fern von einer umfassenden Umsetzung, aber 

erste Schritte wurden in fast allen Staaten getan. Deutschland klinkte sich aus dem 

Flexicurity-Beratungsprozess weitgehend aus, das sie ja bereits mit „gutem Beispiel“ 

vorangegangen sind, und im Rahmen der Agenda 2010 Flexicurity in die zwei 

Dimensionen „fordern und fördern“ übersetzte. 

 

2.Wirtschaftsliberale Hintergrundannahmen    

 
Die vorgelegten Komponenten klingen in ihrer Allgemeinheit recht gut und 

versprechen Erfolg, sowohl Sicherheit als auch Flexibilität zu gewährleisten, wenn 

die zugrunde gelegten Wirtschaftsmodelle zutreffend sind.  

Der Hintergrund ist nämlich ein strikt neoklassisches Modell von Wirtschaft, dessen 

Ausgangspunkt der Arbeitsmarkt ist: Das Wirtschaftsgeschehen wird sich wie eine 

Robinson-Crusoe-Insel vorgestellt. Die einzelnen Haushalte wollen Güter kaufen; 

dazu benötigen sie Geld, was sie auf dadurch verdienen können, indem sie ihre 

Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt anbieten. Je mehr Menschen so am Arbeitsmarkt 
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teilnehmen, desto mehr Waren erzeugen sie und desto größer ist der verfügbare 

Wohlstand der Gesellschaft. Unternehmen als Akteure kommen dabei nicht in den 

Blick; genauso wenig wird die Bedeutung der Finanzmärkte mit ihrer 

Geldschöpfungs- und Geldbereitstellungsfunktion reflektiert. Geld, so wird 

vorausgesetzt, ist neutral und spielt deswegen eine vernachlässigbare Rolle. 

Die Existenz von Arbeitslosigkeit kann in einem solchen Modell nur dadurch erklärt 

werden, dass es sogenannte Rigiditäten gibt: Verzerrende arbeitsrechtliche und 

sozialstaatliche Regelungen, Tarifvereinabarungen etc., die verhindern, dass der 

Arbeitsmarkt effizient seiner Vermittlungsaufgabe nachkommen kann. Diese 

erzeugen die skandalöse Situation, dass es einige Haushalte gibt, die am 

Arbeitsmarkt teilhaben können – die sogenannten Insider – und einige Haushalte 

gibt, die nicht mitspielen dürfen, die Outsider. Gegen diese Spaltung will die 

Flexicurity-Strategie vorgehen, gewerkschaftliche Einflussbereiche begrenzen, 

Privilegien abbauen und allen Teilhabe ermöglichen. Die Parole lautet: 

Beschäftigungsfähigkeit statt Arbeitsplatzsicherheit. 

Jedoch stellt sich im Lichte der derzeitigen Finanzkrise heraus, dass der Gegensatz 

zwischen Insidern und Outsidern ein künstlicher und Flexicurity doch ein 

„Zauberwort“ ist. Es zeigt sich nämlich mit aller Deutlichkeit, dass Geld nicht neutral 

ist, sondern zentral. Die Finanzmärkte sind dominant: Wenn die Banken die 

Unternehmen und Wirtschaftssubjekte nicht mehr elastisch mit Geld und Krediten 

versorgen, dann können die Unternehmen weder produzieren noch ihre Waren 

absetzen, entlassen in Folge dessen dann Arbeitskräfte.  

Es gibt folglich eine Hierarchie der Märkte, an deren Spitze der Finanzmarkt steht. 

Vermittelt über die Gütermärkte ist der Arbeitsmarkt schließlich der zuletzt 

abgeleitete Markt, auf dem sich die Entwicklungen und Verwerfungen der 

übergeordneten Märkte niederschlagen – im Moment vor allem Fehlentwicklungen, 

die breite Arbeitslosigkeit erzeugen. So hat Keynes schon in den frühen 1930ern 

nachgewiesen, dass es nicht das eine Gleichgewicht gibt, das vom Arbeitsmarkt 

ausgeht, sondern dass es eine Vielzahl von Gleichgewichten gibt, die von einer 

Vielzahl von Faktoren abhängen und nicht nur von den arbeitsmarktrechtlichen 

Regelungen. 

Aufgrund dieses verengten Blickwinkels übersieht der Flexicurity-Ansatz darüber 

hinaus, dass es in einer der wichtigsten Nachbardisziplinen zur Ökonomie, der 

Soziologie, schon lange eine Auseinandersetzung um das Phänomen der Exklusion 
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gibt. Die Bestandsaufnahme der Exklusionstheoretiker reicht in einem bedeutenden 

Teil über die Insider-Outsider-Problematik hinaus: Ein Teil der westlichen 

Bevölkerung ist nicht nur ausgeschlossen vom Arbeitsleben, was in 

Arbeitsgesellschaften natürlich extrem wiegt, sondern allgemein ausgeschlossen von 

gesellschaftlichen und sozialen Prozessen. Robert Castel, einer der Vordenker des 

Exklusionsbegriffes, betont dabei immer wieder, dass Exklusion keinen Zustand 

beschreibt, sondern eher eine abschüssige Bahn in die Exklusion hinein, die ihren 

Ausgang nimmt in der Mitte der (Arbeits-)Gesellschaft. Es sind die Verwerfungen des 

Zentrums, die für die Exklusionsprobleme der gesellschaftlichen Peripherie sorgen. 

Wenn also die eigentlichen Probleme nicht angegangen werden, dann schafft 

Flexicurity keinen zusätzlichen regulären Arbeitsplatz. Nur im Niedriglohnbereich 

kann Nachfrage nach Arbeitskräften entstehen, wenn es billiger für Unternehmen 

wird, statt Maschinen Menschen einzusetzen, die zudem dann den Vorteil gegenüber 

dem technischen Fixkapital eignen, im Nichtbedarfsfall flexibel abstossbar zu sein. 

Insofern kommt die Kommission mit ihrer Vorlage vor allem den Interessen der 

Arbeitgeber entgegen, für die eine Flexibilisierung der Arbeitsmärkte in Europa 

zusätzliche Möglichkeiten schafft, während für wirtschaftliches Mehrwachstum vor 

allem die Arbeitnehmer sorgen sollen. Ein Blick in den kürzlich erschienenen OECD-

Bericht mit dem sprechenden Titel „Growing Unequal?“ bestätigt diese Sicht. 

Die Einkommensungleichheit nahm in den meisten Staaten Europas zu (vgl. Abb 1): 

 

Abbildung 1:  

 
Quelle: OECD (2008), Growing Unequal? 
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Zugleich nahm in den meisten Staaten die Anzahl der sogenannten working poor, 

derjenigen, die trotz Arbeit ein zu geringes Einkommen erzielen und dennoch auf 

sozailstaatliche Transfers angewiesen sind, deutlich zu (vgl. Abb.2). 

 

Abbildung 2:  

 
   Quelle: OECD (2008), Growing Unequal? 

 

Flexicurity hat also zumindest ein weiteres Auseinanderklaffen der Schere zwischen 

den Einkommen und die Etablierung eines Bereiches von Armuts- und Prekärlöhnen 

in Europa nicht verhindern können. Aufgrund der angerissenen Schwächung der 

gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht ist es wahrscheinlich, dass es auch zu einer 

Verstetigung dieses Trends beigetragen hat. 

3. Zu viel externe Flexibilität – zu wenig soziale Sicherheit 
�
�
Menschen leben in sozialen Zusammenhängen und sie brauchen ein Mindestmaß an 

Planungssicherheit, um ihr Leben gut zu gestalten, um Familien zu gründen etc. Ein 

stetiger Arbeitsplatzwechsel ohne Aussicht auf eine dauerhafte Anstellung in 

regulären Arbeitsverhältnissen sorgt für Verunsicherung. 88 Prozent der 

ArbeitnehmerInnen sehen die Sicherheit das Arbeitsplatzes als wichtig an; 83 

Prozent wünschen sich ein reguläres Arbeitsverhältnis.  

Darüber hinaus liegt wirtschaftspolitisch das langfristige Interesse des 

kontinentaleuropäischen Wirtschafsstils eher auf der Stabilität der 

Arbeitsverhältnisse: Zumindest deutsche Unternehmen nehmen international eine 
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hervorragende Wettbewerbsposition ein, da sie über eine große Anzahl 

hervorragend ausgebildeter ArbeitnehmerInnen verfügen. Das Besondere dabei ist, 

dass diese vor allem über betriebsspezifisches Wissen und Fähigkeiten verfügen. 

Empirisch wirkt sich zudem zu viel betriebsexterne Flexibilität negativ aus auf die 

Bereitschaft zum Aufbau von betriebsspezifischen Know-how, z.B. durch Fort- und 

Weiterbildung: die Beschäftigungsfähigkeit nimmt dadurch ab. 

Die Unternehmen honorieren das in der Regel auch; trotz düsterer Prognosen 

versuchen sie zurzeit verzweifelt, ihre Stammbelegschaft – ihr Humankapital – zu 

halten. Die ArbeitnehmerInnen geben diese Beschäftigungssicherheit durch hohe 

Loyalität und Motivation zurück. 

Deshalb ist der Ansatz der Kommission falsch, Arbeitsplatzsicherheit gegen 

Beschäftigungsfähigkeit auszuspielen. Die Unternehmen nehmen nämlich dann die 

Gelegenheit wahr, um neben dem Stammpersonal ein Segment gering ausgebildeter 

und günstiger Arbeitskräfte aufzubauen, das im Zweifelsfall schnell und flexibel 

gekündigt werden kann. 

 

4. Grundsätze einer alternativen Flexicurity-Strate gie 
 
In ihrer gegenwärtigen Form verstärkt die Flexicurity-Strategie der Kommission die 

Segmentierungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt und in den europäischen 

Gesellschaften. Neben den klassischen, arbeitslosen „Outsidern“ wird das Entstehen 

eines Segment der working poor befördert: atypische Beschäftigungsverhältnisse, die 

gerade keine volle Teilhabe am Arbeitsleben gewährleisten. Um mit Nell-Breuning zu 

sprechen: Ein Zauberwort allein bringt nichts – es kommt darauf an, die dahinter 

stehenden Interessen zu artikulieren und einen fairen, beidseitigen Ausgleich zu 

finden. Die Aufgabe bleibt bestehen, den Kapitalismus zu bändigen, anstatt ihn 

sozialstaatlich von der Leine zu lassen. 

In Zukunft kommt es also darauf an, im Spannungsfeld der Flexicurity zukünftig 

wesentlich mehr die sozialen Sicherheitskomponenten zu stärken: 

1.) Es ist bedauernswert, dass die Kommission die von ihr selbst aufgegriffene 

Unterscheidung zwischen einer externen Flexicurity – nämlich die der Regeln 

des Arbeitsmarktes – und einer internen Flexicurity, die die innerbetrieblichen 

Regelungsmöglichkeiten zur Arbeitszeit- und Arbeitsorganisation umgreift. Es 

braucht einen Ausbau des internen Aufgabenwechsels (Erhöhung der 
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Arbeitszufriedenheit, „Love variety“), der individuellen 

Gestaltungsmöglichkeiten zur Wochenarbeitszeit, mehr Fort- und 

Weiterbildungsangebote etc. Für Maßnahmen zur Stärkung der spezifischen 

Wettbewerbsvorteile der kontinentaleuropäischen Unternehmen muss das 

Leitbild „gute Arbeit“ sein.    

2.) Priorität muss die Schaffung unbefristeter, sozialversicherungspflichtiger 

Vollzeitarbeitsplätze haben. Im Gegensatz zur bisherigen 

Flexibilisierungsrichtung ist der Übergang von prekärer Beschäftigung und 

Arbeitslosigkeit in Standardarbeitsverhältnisse zu fördern.  

3.) Ein familienfreundliches, umfangreiches System der Kinder- und 

Altenbetreuung muss etabliert werden, um Frauen und Männer, Eltern und 

Kinderlosen gleiche Partizipationsmöglichkeiten am Arbeitsleben zu 

ermöglichen. Gerade im Bereich personennaher Dienstleistungen wie der 

Pflege alter und hilfsbedürftiger Menschen gibt es einen großen 

Bedürfnisüberhang in den europäischen Gesellschaften. Dessen Befriedigung 

könnte auch zu mehr regulären und sinnstiftenden Arbeitsverhältnissen 

führen. 

4.) Zentral ist es, die Beteiligungs- und Mitspracherechte der Sozialpartner bei 

der Konzeption nationaler Flexicurity-Strategien zu stärken. Nur so können 

auch ArbeitnehmerInnen und Arbeitslose ihre berechtigten Interessen 

einbringen. 
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